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Einleitung

Vorstandsdoppelmandate dienen in erster Linie demZweck, dieKonzernpolitik in
den Tochtergesellschaften aufgrund der Personenidentität leichter durchsetzen und
harmonisieren zu können. Der in beidenVorständenvertreteneDoppelmandatsträger
fungiert als Bindeglied und nimmt somit eine Vermittlerrolle zwischen den Inter-
essen und Zielen der jeweiligen Unternehmen ein. Darüber hinaus erleichtern Vor-
standsdoppelmandate insbesondere im faktischen Konzern den Informationsfluss
und verhindern Verselbstständigungsprozesse. Vor diesem Hintergrund werden
Vorstandsdoppelmandate insbesondere zur Gewährleistung einer konzernweiten
Compliance empfohlen.1 Die aktienrechtliche Zulässigkeit von Vorstandsdop-
pelmandaten ist mittlerweile höchstrichterlich anerkannt.2

Gerade dann, wenn ein Vorstandsmitglied mehrere Vorstandsmandate im Kon-
zern wahrnimmt, besteht ein Bedürfnis, die anstellungsvertraglichen Bedingungen
des Vorstandsdoppelmandates auf der Ebene der Konzernmuttergesellschaft zu re-
geln. Auf diese Weise lässt sich eine einheitliche Struktur der Anstellungsbedin-
gungen für die höheren Führungsebenen imKonzern implementieren. Die jeweiligen
Tochtergesellschaften, in denen das Vorstandsmitglied ebenfalls zum Vorstand be-
stellt ist, schließen in diesem Fall keinen eigenen Anstellungsvertrag mit ihrem
Vorstandsmitglied. Aus ihrer Sicht kommt es somit zu einer Drittanstellung ihres
Vorstandsmitgliedes. Ob eine solche Drittanstellung aktienrechtlich zulässig ist, ist
in der Literatur weiterhin umstritten und bislang von der Rechtsprechung nur am
Rande berührt worden.3 Aufgrund der weiterhin bestehenden Unsicherheit rät eine
beachtliche Zahl an Stimmen in der Literatur der Praxis von einer Drittanstellung ab.4

Diese Konsequenz kann aufgrund des erheblichen praktischen Bedürfnisses hinge-
gen nicht befriedigen. Ein Ziel dieser Arbeit soll daher sein, die gegen die Dritt-

1 Bürkle, in: Hauschka, Corporate Compliance, § 8 Rn. 67.
2 BGH, Urt. v. 9. 3. 2009 – II ZR 170/07, BGHZ 180, 105 (110).
3 Vgl. BGH, Urt. v. 28.4.2015 – II ZR 63/14, ZIP 2015, 1220; OLG Frankfurt, Beschl. v.

5. 6.1997 – 5 W 4/97, AG 1997, 521; OLG Celle, Urt. v. 10.2. 2010 – 4 U 68/09, AG 2012, 41;
KG, Urt. v. 28.6.2011 – 19 U 11/11, NZG 2011, 865.

4 Fonk, in: Semler/Peltzer/Kubis, Arbeitshdb Vorstandsmitglieder, § 14 Rn. 118; Hüffer,
AktG, 10. Aufl. 2012, § 84Rn. 14;Kort, in: Großkomm,AktG, § 84Rn. 330; Lücke, in: Lücke/
Schaub, Vorstand AG, § 2 Rn. 103; Moll/Eckhoff, in: Münchener Anwaltshdb Arbeitsrecht,
§ 81 Rn. 22; Pusch, in: Hümmerich/Boecken/Düwell, Arbeitsrecht, § 84AktGRn. 38; Reufels,
in: Hümmerich/Reufels, Gestaltung von Arbeitsverträgen, § 3 Rn. 179; Weber, in: Hölters,
AktG, § 84Rn. 41;Beiner/Braun, Vorstandsvertrag, Rn. 238 (für Drittanstellung außerhalb von
Vertragskonzernen); Niewiarra, BB 1998, 1961 (1961 f.).



anstellung vorgebrachten Argumente einer kritischen Überprüfung zu unterziehen
und auf diese Weise die noch bestehende rechtliche Unsicherheit aufzulösen.

Darüber hinaus hat der Abschluss eines umfassenden Anstellungsvertrages auf
der Ebene der Konzernmuttergesellschaft einen weiteren, entscheidenden Vorteil:
Der Aufsichtsrat, der gemäß §§ 84 Abs. 1 Satz 5, 112 AktG zum Abschluss des
Anstellungsvertrages mit dem Vorstandsmitglied berufen ist, sichert sich die Ver-
handlungshoheit über die konzernweite Vergütung seines Vorstandes. Dieser Um-
stand ist angesichts der Aufmerksamkeit, die Managergehälter in der öffentlichen
Wahrnehmung erfahren, von herausragender Bedeutung. Eindringliches Beispiel ist
der in der Beratung deutscher Aufsichtsräte in Vergütungsfragen auch etwa 10 Jahre
später nach wie vor präsente Mannesmann-Prozess um nachträgliche Anerken-
nungsprämien an die Vorstände derMannesmann AG im Zuge der Übernahme durch
Vodafone.5 Bereits im Dezember 2007 warnte zudem Bundeskanzlerin Merkel vor
„Maßlosigkeit“ bei der Höhe von Managergehältern.6 Im Nachgang zur weltweiten
Finanzkrise wurde sodann insbesondere die Vergütung von Managern als eine der
Ursachen ausgemacht. Auch in jüngeren Jahren reißt die öffentliche Diskussion um
Vorstandsvergütungen nicht ab. Beispielhaft seien hier nur die Schweizer Volks-
entscheide im Jahr 20137 genannt, die auch in Deutschland für Aufmerksamkeit
gesorgt haben.

Mit dem öffentlichen Interesse geht zwangsläufig ein verstärkter Fokus des
Gesetzgebers auf Vergütungsfragen einher. So wurden bereits im Jahr 2005 mit dem
VorstOG die Offenlegungspflichten in Bezug auf die Vorstandsvergütung ausge-
weitet, um den Aktionären die Feststellung zu erleichtern, ob die Vergütung den
Anforderungen des § 87 Abs. 1 AktG gerecht wird.8 Eine wesentliche materiell-
rechtliche Verschärfung der Anforderungen an die Vergütung erfolgte durch das
VorstAG, welches allgemein als Reaktion auf die weltweite Finanzkrise angesehen
wird. Erklärtes Ziel des Gesetzgebers war es, „die Anreize in der Vergütungsstruktur
für Vorstandsmitglieder in Richtung einer nachhaltigen und auf Langfristigkeit
ausgerichteten Unternehmensführung zu stärken“.9 In der Literatur findet sich bis-
weilen die Aussage, mit Inkrafttreten des VorstAG sei die Zulässigkeit von Dritt-
anstellungsverträgen (zumindest bei börsennotierten Gesellschaften) mehr denn je
zweifelhaft.10 Schließlich beabsichtigte der Gesetzgeber im Jahr 2013 mit dem

5 BGH, Urt. v. 21.12.2005 – 3 StR 470/04, NJW 2006, 522; Vorinstanz LGDüsseldorf, Urt.
v. 22.7. 2004 – XIV 5/03, NJW 2004, 3275.

6 ManagerMagazin v. 3. 12.2007, abrufbar unter http://www.manager-magazin.de/unterneh
men/artikel/a-521084.html.

7 Die erfolgreiche Volksabstimmung vom 3.3.2013 sprach sich vor allem für stärkere
Aktionärsrechte und ein Verbot von bestimmten Abfindungsleistungen aus. Die gescheiterte
Volksabstimmung vom 24.11.2013 sah eine Begrenzung der Vergütungshöhe auf das 12fache
des geringsten Arbeitnehmerverdienstes vor.

8 Begr. GesE, BT-Drucks. 15/5577, S. 5.
9 Begr. GesE, BT-Drucks. 16/12278, S. 1.
10 Ihrig/Wandt/Wittgens, ZIP 2012, Beilage Heft 40, 17.
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VorstKoG eine zwingende Billigung des Vergütungssystems durch die Hauptver-
sammlung. Dieser Gesetzesentwurf scheiterte nach Anrufung des Vermittlungs-
ausschusses zwar wegen des Grundsatzes der Diskontinuität, eine entsprechende
Absichtserklärung findet sich jedoch erneut im Koalitionsvertrag zwischen CDU,
CSU und SPD vom 27. November 2013.11 Eine ähnliche Entwicklung zeigt sich auf
europäischer Ebene, wo nach einem Vorschlag der Europäischen Kommission zur
Änderung der Aktionärsrechte-Richtlinie12 ein verbindliches „say on pay“ der
Hauptversammlung eingeführt werden soll.

Auch die Regierungskommission Deutscher Corporate Governance Kodex be-
fasst sich in immer größerem Ausmaß mit der Vorstandsvergütung. Dabei werden
nicht nur die gesetzgeberischen Änderungen nachgezeichnet, sondern darüber hin-
aus auch zusätzliche Empfehlungen ausgesprochen. Jüngstes Beispiel ist die Ein-
führung von Mustertabellen für den im Geschäftsbericht zu erstattenden Vergü-
tungsbericht, welche die Vergleichbarkeit der Vergütung mit anderen Unternehmen
gewährleisten sollen.13

Die Beschreibung des § 87 AktG als „dead letter law“14 trifft angesichts der
vielfachen Auswirkungen, die Gesetzgebung und Rechtsprechung auf die Rechts-
praxis haben, schon lange nicht mehr zu. Vor diesem Hintergrund ist es für Unter-
nehmenvon besonderer Bedeutung, in jedemBereich derVergütung auf dieWahrung
der gesetzgeberischen Vorgaben zu achten. Dabei hat der Aufsichtsrat der Kon-
zernmuttergesellschaft sämtliche Bezüge im Konzern in den Blick zu nehmen, also
insbesondere auch eine Vergütung, welche das Vorstandsmitglied für Mandate in
Tochtergesellschaften des Konzerns erhält. Zahlt jede der Konzerngesellschaften
dem Doppelmandatsträger eine eigene Vergütung, wird regelmäßig versucht, die
Angemessenheit der Gesamtvergütung sicherzustellen, indem die für Tochterman-
date gewährten Vergütungen auf der Ebene der Konzernmuttergesellschaft ange-
rechnet werden. Die einheitliche Regelung der Anstellungsbedingungen auf der
Ebene der Konzernmuttergesellschaft imWege einer Drittanstellung und -vergütung
bietet hier eine Möglichkeit, komplizierte Anrechnungsmechanismen zu vermeiden
und demAufsichtsrat derKonzernmuttergesellschaft die unmittelbareKontrolle über
die konzernweite Vorstandsvergütung einzuräumen.

Vorstandsdoppelmandate treten vornehmlich innerhalb von Konzernstrukturen
auf. Das Grundmodell, dessen Untersuchung Gegenstand der vorliegenden Arbeit

11 Deutschlands Zukunft gestalten, Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD, 18.
Legislaturperiode, S. 14.

12 Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung
der Richtlinie 2007/36/EG im Hinblick auf die Förderung der langfristigen Einbeziehung der
Aktionäre sowie der Richtlinie 2013/34/EU in Bezug auf bestimmte Elemente der Erklärung
zur Unternehmensführung vom 9.4.2014, COM(2014) 213; s. auch den Kompromissvorschlag
der italienischen Ratspräsidentschaft vom 10.11.2014, Presidency compromise text, 13758/14.

13 Erläuterungen der Änderungsvorschläge der Kodexkommission aus den Plenarsitzungen
vom 9. und 31. Januar 2013, S. 6.

14 Thüsing, DB 2003, 1612 (1612).
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